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Denig, Justiäesü6fligte
als Uilruirdsbeänrtin der Geschäftsstdle

Amtsgericht
Kaiserslautern

IM NAMEN DES VOLKES

Urteil

ln dem Rechtsstreit

SWK Stadtwerke Kaiserslautem Versorgungs-AG, vertreten durch d. Vorstand, Bismarck-

straße 14, 67655 Kaiserslautem
Klägerln und Utliderbeklagte -

ProzessDevol lmäctttiote :

gegen

Prozessbev.ollmächtiote:

- eeffigter und Wlderkläger'

Rectrtsanwälte Hauber & Hauber, Weinstra-

ße 60, 67480 Edenkoben

' Beklagte und tMderklägerin'

Rechtsanwälte Hauber & Hauber' Wdnsfa-
ße 60, 67400 Edenkob€n

Prozessbevollmächti qte :

wögen Forderung

hat das Amtsgericht Kaiserslautem durctr die Riclrterin Oclrs am2O.02.2013 ohnemÜndli-

.t 
" 

ü"rn"notu-ng mit Zustimmung der Parteien gemäß § 128 Abs- 2 ZPo lür Recht erkannt:
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Die Klage wird abgewie§en.

Auf die widerklage wird die Klägerin wrurteilt, an die Beklagten

2.313.09 € nebst znsen in Höhe von 5 Pmzenpunkten über dem

ieweiligen BasiszinssaE aus 606,60 € seit dem 01.01.2012, aus

573,72€ seit,dem 01.01 .2011, aus 324,99€ seit dem 01.03-2011

und aus 8O7,78€ seit dem 01 -O3-2O12 zu zahlen'

Die K!ägerin trägt die Kosten des Verfahrens.

Das Urteil ist vorläulig vollsüec*bar gegen Sicherheitsleistung in

Höhe von 110 Prozent des ieweils zu vollsoeckenden Betrages.

Tatbestand

Die Klägerin begehrt von den Beklagten als Gesamtscfruldner die Zahlung des Entgelts für

erfoigte Gaslieferungen von den Beklagten. Die Beklagten begehren widerklagend die

Rückzahlung übezahlter Entgelte

Die Klägerin ist als übemehmender Rectrtstäger mit der Gasanstalt Kaiserslautem Aktien-

gesellschaft verschmÖlzen.

Die Beklagten wurden von der Rechtsvorgängerin der Klägerin seit dem 13- März 1997 in

einem sonderkundenvertrag unter der vertragskontonummer' mit Erdgas ver-

sorgt. Die Gasversorgung erfolgte außertrariflich im Sondertarif SP 1. BeiVertagsbeginn

war ein Preis von 4,45 Pfennig pro kWh = 0,0445 DM pro l«Wh = 0,02215€ pro kWh netto

vereinbart. Hinzu kam gemäß veöffentlicfrter Tarißtruktur vom 1. Mäz 1997 ein Grundpreis

ohne Umsatzsteuer pro Jahr, also Grundpreis netto rron 288,00 DM pro Jahr = 147,25 € pro

Jahr, das heißt pro Versorgungstag 0,4034 €. Der sctrriftliclr abgescfrlossene Vertrag liegt

keiner Partei mehr vor.

1.

4.



'Seit'e 3

ln der Jahresrechnung vom ls. November2007 rechnete die Klägerin dann nocfr einen Teil

im Sondertarif ab und wechselte dann hinsichtlich der Abrechnung in den allgemeinen Tarif'

Ei n e Kündigu ng des vormals abgesctrtossenen Sonderkundenvertrages erfol gte nicht'

Die Beklagten widersprachen erstmats mit Schreiben voili 13. Mäz 2ü)5 einer Preiserhö

hung der Klägerin. Die leEte unwirJersproctrene Jahresrechnung vom 15. November 2004

enthielt eine Erhöhung des Arbeitspreises auf 3,7 Cent/kwh netto bei gleichbleibendem

Grundpreis von 138,00 €.

Die Klägerin rechnete auf der Basis der im Folgenden wiederholt ertröhten Preise in den

Rechnungen 200g-2011 ab. sie verlangt nun mit der eingereicfrten Klage die Zahlung von

insgesamt 3.055.13 € von den Beklagten. Dabei handelt es sich um den Betrag aus den

Abrechnungen ftir den Zeitraum vom 20. oktober 2oo7 bis 31. Dezember 2010. Die B+'

klagten stüEen ihre widerklage auf Übezahlungen der Jahresabrechnungen vom

2009-2012.

Die Klägerin trägt vor, es bestehe eine wirksame Preisänderungsbetrgnis zu ihren Gun-

sten, die bereits zu Beginn des VersorgungsverhäIUrisses vereinbart worden sei. Zwar läge

der Vertrag nicht mehr vor, es müsse sich aber um eine Verhagsgestaltung entsprechend

der Anlage K 7 (Bl. 99 d.A.) handeln, die eine pausctrale lnbezugnahme der AVBGasV ent-

halte. Die unveränderte übemahme der AVBGasV durch globale Einbeziehung auch in

sonderverträgen, führe zu einer Preisänderungsbefugnis entsprecfiend § 4 Abs' 2 AVB:

GasV. Das vorgelegte Formutar sei aucfr im Sreiffal! venrendet worden. lm Ergebnis kom-

me es aber darauf nicht an, da die eventuell eritstandene Lücke im Wege der ergänzenden

vertragsauslegung zu schließen sei- Nactr der neusten Rectrtsprecfrung des Bundesge-

ricfrtshofis vom 14. März 2012 könne selbst bei unwirksarner Preisänderungsklausel keine

Abrechnung auf Anfangspreisniveau erfolgen. Zudem seien auch die Parteien von elner

Preisänderungsbefugnis ausgegangen, denn die Beklagten haben bis zum Jahre 2005 den

forlaufenden preisänderungen niclrt widersprodren. Diese haben in den nactrtolgenden

sieben Jahren bis 2005 sämüictre Preisänderungen der Klägerin al«zeptiert. Der ergänzen-

den vertragsauslegung bedürfte es schon aus einem weiteren Grund nictrt mehr, denn die

Beklagten hätten im Rahmen ihrer widersprudrsschreiben ein bestimmtes Prelsniveau



- Seite 4

ausdrücklich anerkannt (Anlagenkonvolut K 13-18, 81.456 fi. d.A.). Schließlictr könnten die

Bektagten aucfr nicht mit der Billigkeitsrüge gehört werden, da sie üoE angeblich missbillig-

ter preise gleichwohl weiterhin an dem Vertmgsverhälüris festhielten, so dass ihnen ein wi-

dersprüchliches Verhalten zur Last gelegt werden müsse'

Dib Klägerin beantragt,

die Bektagrten als Gesamtschuldner zu verurteiten, an die Ktägerin 3.055;13 € nebst

Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem BasiszinssaE der Europäischen

Zentralbank aus 1.085,b0 € seit dem 1 .12.2ilO8,aus 1.131,32 € seit dem 1-12.2009,

aus 22g,gg € seit dem 16.10.2010 sowie aus 6@,27 € seit dem 1 .O2.2O11 aizaF--

len.

Die Beklagten beantragen,

die Klage abanweisen-

M1 Schriftsatz vom 6. Juni 2}l2haben die Beklagten Widerklage erhoben und beantsagen'

die Klägerin und Wddrbeklagte zu verurteilen, an die Beklagten und Widerkläger

2.313,09 € zu zahlen nebst 5 % Punkten Znsen über dem BasiszinssaE

- aus 606,61 € seit 1.O1.2012

- aus 573,71€ seit 1.O1.2011

- aus 324.99€ seit 1-03-2011

- aus 807,78 € seit 1-O3-2O12.

Die Klägerin beanfagt,

die Wderklage abzuweis'en.

Die Beklagten tragen vor, der Klägerin stünden dle begehrten Beüäge nicht zu, da sie die-

se Schuld durctr Zahlungen bereits erfüllt hätten. Sie hätten im gegenteil sogar übertlezahlt'

da der Klägerin keine einseitige Preisänderungsbefugnis zustehe. Die Versorgung erfolge

außertariflich, also auch außerhalb der AVBGasV. Eine Einbeziehung sei auch nicht im Ver-

üag erfolgü, da außer einer Darstellung der Tadßtrrktur keine weiteren Bedlngungen über



den Gasbezug von der Gasanrt"rt g"rt-"s[t"[oru"" **", so dass auch keine weiteren Be-

dingungen Vertragsgegenstand im GaslieferungsverhälÜris seit ErsUerbagsabschluss ge-

worden seien. Eine anderweitige Einstufung, also in den Grundtarif, seiaufgrund unsfreitig

fehlender Kündigung nicht möglich gewesen-

Widerklagend begehren die Beklagten daher die Rücleahlung von zu viel bezahhen Entgel-

ten flir die Gagieftrung ltir die Jahre 2009 bis 2012 mit insgesamt 2.313,09 €. Der Berech-

nung ihres Anspruches legen sie den Arbeitspreis vom Verfagsbeginn in Höhe von

Op47TS € pro kWh'zu Grunde. Die Beklagten hätte auch kein Anerkennhis zu einem be-

stimmten preisniveau abgegeben, da sämtliche Ausführungen der Beklagten in den Wider-

spruchsschreiben zum Unbitligkeitseinwand erfolgtt seien. Di'e rron der Klägedn angeführte

Redrtsprechung des Bundesgerichtshofs vom 14. Mäz 2O13 erfasse ganz andere Fälle

und sei hier nicht einschlägig. ln den dort entschiedenen Fällen gab es eine vertragliche

preisänderungsklausel, die nichtig war. Nur in diesen Fällen könne eine ergänzende Ver-

tragsauslegung Überhaupt vorgenommen werden'

Die Klägerin wiederholt und vertieft ihrVorbringen alm streitigen Verüagsverhällnis. Es b+

sttinde ein Anderungsrecht der Klägerin. Selbst bei der altemativen Berechnung nach den

Grundsätzen des Bundesgericfrtshofs sttinde den Beklagiten kein RücKorderungsanspruch

zu.

Wegen der Einzelheiten des Sactr- und Streitstandes wird im Übrigen auf die Schriftsätze

der parteien nebst Anlagen sourie auf das Protokdl der mündlichen Verhandlung vom

15. August Z0l2Bezug genommen.

Dle parteien haben ihr Einverständnis mit der Entscheiduirg im sclirifrhhen Verfahren er-

klärt. Mit Besctrluss vom 12. Dezember 2O'l2haldas Gericht den Übergang in das scfiriftli-

che Verfahren angeordnet und als Frist, bis zu Oer Sc*rrlflsätze eingereicfrt werden können'

den 9. Januar 2013 bestimmt.



Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist unbegründet'

1. Das Amtsgericht Kaiserslautem ist als WohnsiEgericfrt der Beklag[en gemäß § 13 ZPO

örüich iuständig. Die sachliche Zuständigkeit folg[ aus §§ 23 Nr' 1, 71 Abs. 1 GVG'

. Die Zuständigkeit des Landgerictrts ist nictrt gegeben. §§ 87, 19 GwB sind nictrt einscltlä-

gig. Denn die parteien stehen nicht in einem Wettbewerbsverhälfris. Die Voraussetzungen

des § 102 EnWG liegen ebenfalls niclrtvor. Dieses Gesetz regelt im Sinne eines Kontrahie-

rungszwangs das "Ob" des Abschlusses eines Vertrages auf'Grundversotgung, nicht aber

die Einzelheiten der Ausgestaltung des lndMdualvertrages über die Energielieferung und

die Fosen der Nichterfüllung von Pflicfrten aus diesem lndividualverüag (OLG Frankfurt, Be-

scfrluss v. 16.04.200g - 21 AR 14/09, Rn. 3, zit. nactr juris). streitgegenständlich sind vorlie-

gend ausschlieNich die pflichten der Parteien, die aus dem zwiscfren den Parteien ge-

schlossenen lndividualvertrag resultieren, insbesondere die Zahlungsverpflicfrtung der Be-

klagten aus diesem Vertrag. Vorschrifren des EnergiewirtschaftsgeSeEes kommen als An-

spruchsgrundlage nicht in Betracfrt. Melmehr llegen die recfrtlicfren Grundlägen zur Ent-

scheidung eines solchen Streitfalls im BGB (OLG Zweibrücken, Bescftluss v. 't0.11.2009 -
2 AR 23109, BeckRS 2010,08400).

2. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf Zahlung von 3.055,13 € aus §§ 453 Abs' 1' 433

Abs. 2 tsGB i.V.m. dem arischen den Partelen bestetrenden Gasbeargsvertrag gegen die

Beklagten. Der Anspruch auf Zahlung des Entgeltes für den Gasbezug ist durcfr die Zahlun-

gen der Beklagten erfullt, s 362 Abs. 1 BGB. Ein r,veitergehender Anspruch derKlägerin be

steht nicfrt. Die von der Klägerin vorgendnmenen Prreiserhöhungen sind unwirlsam, da die

Klägerin ein preiserhöhungsrectrt we#r aus dem im Jahre 1997 gesctrlossenen Lieferver'

trag i.V.m. § 4 Abs. 2 AVBGasV nodt aus sonst§en Gründen herleiten kann'



Die Rechtsvorgängerin der Klägerln und die Beklagten haben unsüeiüg am 13. März 1997

einen Sonderkundenvertrag geschtossen. Die Klägerin setbst hat dies nach anfänglich wi-

dersprtichlichen Darsteilungen in den Schriftsätzen klargestellt. Diesbezügiich besteht kein

Streit alischen.den parteien. Die BeHagten wurden seitdem außertariflicft unter dem Son-

dertarif Sp 1 mit Gas beliefert. Vereinbart war ein Preis von 4,45 Pfennig pro kWh = Q,Q{{§

DM pro kWh = Op227S € pro kWh netto sowie ein Grundpreis netto von 288,00 DM pro

Jahr = 147,25 € pro Jahr.

3. Auf einen Sonderkundenvertrag finden die Regelungen des AVBGasV direkt keine An-

wendungen- Die AVBGasV war, wie auclr dle nun anwendbaren Vorschriften nach

GasGW, unmittetbar nur im Rahmen'der'Grundrersorgung anwendbar, vgl. § 1 AVBGasV

bar. s 1 GasGW. Daher ist die Regelung des § 4 Abs.2 AVBGasV, wonach Preisanpas-

sungen unter bestimmten Bedingungen durcfr den Grundversorger moglicfr sind, hier nicttt

einschlägig.

4. Die AVBGasY (und damit auch deren § 4 Abs. 2) ist auch nicht als Allgemeine Ge-

schäftsbedingung Bestandteil des Sonderverfages gfeworden. DIe AVBGasV konnte als

Allgemeine Geschäftsbedingung nur nacfi Matlgabe des nunmehr geltenden § 305 Abs. 2

BGB und nach dem gemäß Art.229 § 5 Satz 1 und 2 EGBGB hier nocfr anwendbaren § 2

AGBG Vertragsbestandteil werden. Eine wirksame Einbeziehung der AVBGasV als Ver-

kagsbestandteilin den Gasversorgungsvertag vom März'1997 ist nicht gegeben.

a) Die Klägerin konnte als Venrenderin das Stellen der Allgemeinen Gescttäftsbedingun-

gen und die wirksame Einbeziehung in &n Gaslieftnrngsverfag nicht nacfrweisen. Da die

Klägerin daraus ihr Recht auf einseitige Preisänderung ableitet, trffi sle diesbezüglich die

Beweisläst (Schlesser in: Staudinger, BGB, Nzubearbeitung 2006, § 305, Rn. 126 m-w.N.;

Basedow in: Müncfr/Komm, 6. Aufl. 2012, § 305, Rn. 92). Eine wirksame Einbeziehung

setzt voraus, dass der Verwender der anderen Vertragspartei die Moglichkeit verschafr, in

zumutbarer Weise von dem lnhalt der einzubeäehenden Bedingungen Kennüris zu nehmen
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(BGH, Urteilv. 22.02.2012- VlllZR Yt11,Rn22, m.w.N., zit. nactriuris). Dabeigenügtes

ftjr die schlüssige Darlegung der Einbeziehungsvereinbarung grundsäEich nur, wenn das

Vorliegen der Vorausseeungen des § 305 BGB bzw. § 2 Abs. 1 AGBG (ausdrucklicher

Hinweis,.Verschaffi.rng der Kenntnismifulichkeit, Einverständnis) vorgetagen wird (vgl'

. BGH, Urteil v. 1 8.06.1 986 - Vlll ZR 1 37/S5 zum § 2 AGBG, Rn. 21 , zit. nach iuris)'

b) Der Vertrag ist bei den Beklagten nicht mehr auffndbar und ist bei der Klägerin nicht

mehr veraktet . Zwar hat die Klägerin in der Anlage K 7 (Bl. 99d.A.) ein Muster aus dem Jah-

reZp1eingereicht und ausgeführt, dass es sich aucfi beidem im SFeit stehenden Vertrag

aus dem Jahre 1gg7 um eine Verüagsgestaifung entsprecherd der Anlage K 7 handeln

müsse. Die Vertragsgestaltung enthalte eine pausctrale lnbezugnahnre der AVBGasV. Die

Rechtsvorgängerin der Klägerin habe dieser Vertragsgestaltung grundsäElici auch die

AVBGasV nebst den ergänzenden'Bedingungen beigefügt. Auch im Falldbr Beklagten sei

es so gewesen. ln dem als Anlage K 7 eingereichten Muster heißt es: 'Die allgemeinen

Gasversorgungsbedingungen (AVBGasV) und die Gaslieferbedingungen der Gasanstalt in

ihrer jeweils güttigen Fassung sind wesenüicher Bestandteil dieses Vertages. Die dezeit

geltenden Regelungen haben wir hier beigeftigt".

c) Es ist nicht auszuschließen, dass ein derartiges Muster grundsätrlich Anwendung fand-

Entscheidend ist aber, ob derartige Regelung auch in diesem konkreten Vertrag adschen

der Rechtsvorgängerin der Klägerin und den Beklagten getroffen worden ist. Der Vortrag

der Klägerin kann dahingehend als unschlÜssig angesehen werden, da er die genannten

Tatbestandsmerkmale der § 305 BGB bzw. § 2 AGBG nicht enthält (vgl. BGH, aaO). Auf-

grund der fehlenden Scfrlüssigkeit des Vortrages war aucfr der benannte Zeuge nicttt zu ver-

nehmen gewesen. Die Vemehmung des Zeugen hätte der Klägerin audr nidrt zum Erfolg

verholfen. Das angebotene Beweismittel war nicht geelgnet zu beweisen, dass die Rege-

lung aus dem Muster von 2000 auctr in dem lndividualvertrag der Beklagten enhatten war,

die Kenntnismöglichkeit auctr hinsictrüicfr der Regelungen der AVBGasV verschafft worden

ist und die Beklagten ihr Einverständnis mit ihrer Geltung abgegeben haben. Zudem wäre

es erforderlich gewesen, den Beklagfen den Text der AVBGasV mit den Vertragsunterla-

gen zu übersenden (BGH, Urteilv. 22.02.2012-Vllt 34/11,Rn72., zit. nach iuris)' Ob dies

geschehen ist, wurde weder vorgetragen noch Beweis durch Vemehmung des Zeugen an-
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geboten. schließlich wuide seitens der Klägerin aucfr nictrt vorgetragen, wer der Zeuge ist

und in wiefem er auch Aussagen zu dem konkreten Vertragsschluss vom 13. Mäz 1997

hätte treffen können.

d) Auf eine mt[liche Unwirksamkeit einer derartigen Regelung kommt es nicht an, da sie

nie Verüagsbestandteil geworden ist-

S. Eine preisänderungsbefugnis der Klägerin ergibt sictr aucft nicJrt aus einem möglichen

Wechsel zur Grundversorgung und damit aus einer unmittelbaren Anwendung der §§ 315

Abs. 1 BGB, 5 Abs. 2 GasGW.

ln der Jahresrechnung vom 15. November 2007 wird noch teilweise der Sonderpreis'Kom-

fort' abgerechnet und plörzlictr in den allgemeinen Tarif 'Haushalf gareclrselt. Ein berarti-

ger Wechsel vom Sondertarif zum Grundtarif ist bel einem Gaslieferungsvertrag als Dauer-

schuldverhältnis aber nur nach einer Kündigung des Sonderkundenvertrages mäglich. Eine

Kündigung des Sonderkundenverhages vom 13. März 1997 ist hier unstreitig nicht erfolg[.

Seitens der Klägerin wurde aucfr nichß hinsidrüich einer etwaigen Auslauffiist des Sonder-

vertrages, nach dessen Abtauf eine Gaslieferung im Rahmen der allgomeinen Grundversor-

gung häüe erfolgen können, vorgefagen.

6. Eine einseitige preisänderungsbefugnis der Klägerin ergibt sic{r desgleichen nicht aus

einem konkludenten Verhalten der Beklagüen.

a) Die Beklagten haben seit dem Verhagsschluss im März 1997 bis zum ersten Wder-

spruch am 13. Mäz 2005 acfrt Jahre vorbehaltslos die Recfrnungen bezahlt und weiterhin

Gas bezogen. Durch die Begleichung der Jahresrectrnung und den Weilerbeang von Gas

haben die Beklagten aber nicht konkludent einer Erhähung der Gaspeise durch die Kläge-

rin zugestimmt und ihr dadurctr auch nictrt dem Grunde nadl ein einseitbes Leistungsbe-

stimmungsrecht zugestranden. Den Erklärungen und Verhaltensweisen der Parteien ist ein

dahin gehender reclrtsgeschäftlicher Erklärungsgehalt nictrt zu entnehmen (BGH, Urteil v'
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22.02.2012- Vlll ZR Yt11, Rn 24, zit- nadt juris)'

b) Ob und gegebenenfalls welcher Erklärungswert einem bestimmten Verhalten zukommt,

muss nach s 133 BGB durcfr Auslegung ermittelt werden. Hierzu ist das gesamte Verhalten

des Erklärenden in den Blick zu nehmen, soweit darin Anhaltspunkte für eine Ermittlung des

tatsächtichen Erklärungswillens gefunden werden können (BGH, Urteil v. O1'J2-2oo7 - lll zR

159/06, Rn. 21, zit. nacfr juris). Nadr ständiger Recfrtsprechung des Bundesgerichtshofs

kann bei einer einseitigen Preiserhöhung eines Gasversorgungsuntemehmens aufgrund ei-

ner Preisanpassungsklausel, die unwlrksam oder aufgrund nidrt ordnungsgemäßer Einbe

ziehung nicfrt Vertragsbestandteil geworden ist, die vorbehaltslose Zdrlung des erhöhten

preises durch den Kunden nach übersendung einer auf der Preiserhöhung basierenden

Jahresabrechnung nicht als stillschweigende Zustimmung zu dem erhirürten Preis.angese-

hen werden. Aus Sicht des Kunden lässt sicfr der Übersendung einer Jahresabrechnung,

die einseitig erhöhte preise ausweist, nicht ohne weiteres der wille des Versorgungsunter-

nehmens entnehmen, eine Anderung des Gaslieferungsvertrags hinsichflich des vereinbar-

ten preises herbeizuführen. Selbst wenn der Kunden aufgrund der Rechnung Zahlungen er-

bringt, kommt darin'zunächst allein seine Vorstellung zum Ausdruck, hieizu verpllichtet zu

sein. Das Verhalten des Kunden, der nach ÜbeEendung einer auf einer einseitigen Preis-

brhtlhung basierenden Jahresabredrnung weiterhin Gas bezogen hat, ohne die Preiserhö-

hung in angemessener Zeit gemäß s 315 BGB ar beanstanden, kann lediglictt dahin ausge'

legt werden, dass er die Billigkeit der Preisertröhung nidrt in Frage stellt und ihr unter die-

sem Aspe6 zustirnmt. Hingegen kommt eine weitergehend Auslegung des Kundenverhal-

tens dahin, dass er nicht nur die Billigkeit der jeweiligen einseitigen Preisänderung son-

dem, - soweit es darauf ankommt - auctr die Berecirtigung des versorgnrngsuntemehmens

zui einseitigen preisänderung an sich alczeptiert nicfrt in Betactrt (BGH aaO, Rn' 26,27 '

m.w.N., zit. nach juris: BGH, urteil v. 14.03.2012- Vlll zR 113t11, Rn. 1S'17, zit' nach juris;

urteilv. ,14.03.2012- vlllzR 93/11, Rn.22-23,2it. nactr juris).

c) Etwas anderes ergibt sich auch nidrt aus den Schreiben der Beklag[en aus dem Anla-

genkonvolut K 1$,18 und B 16 (Bl. 456 fi.; 519 fi. d'A.) und insbesordere nicltt aus den

sctrreiben vom 3. oktober 2(}05 (Anlage K 14, Br. 4s7 d.A.). Daraus kann nidrt hergeleitet

werden, dass die Beklagten der: Ktägerin grundsätrlicfr für berectrtigt gehalten haben, den
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vereinbarten preis zu erhöhen. Es kann aus derarüger Erklärung auch nicfit abgeleitet wer:

den, dass der Klägerin ein bis dahin nicht zustehendes einseitiges Preisänderungsrecht

nacfrträglicfr zugestanden wird. Die Beklagten scfireiben ausdnicklich, dass sie zunächst

"die von lhnen (der Ktägerin) zum 01.09.2005 vorgenommene Gaspreiserhöhung gemäß

s 31S BGB ffr unbillig' halten und bitten um den Nacfnveis der Erforderlichkeit und Ange-

messenheit der Preiserhöhung. Aufgrund der gestiegenen Energiepreise waren die Beklag-

ten bereit einen Nettopreis von 3,707 ct/kwh zu zahlen: Aus dieser Formulierung lässt sich

gerade nicht entnehmen, dass der Klägerin ein bis dahin nicfrt gegebenes einseitiges

preisänderungsrecht zugestanden werden sollte. Melmehr erscfreint es als ein neues Ange-

bot.der Beklagten an die Klägerin, dass der ursprünglict vereinbarte Preis nun aut 3.,707

ct/t<Wh heraufgeseEt werden könnte, da seitens der Beklagten das Bedürhis nach einer

preisänderung aufgrund der gestiegenen Energiepreise durchaus er,kannt worden ist. Dies

wird durch das Schreiben vom 13. Mäz 2005 (81.537 dA) untermauert indem die Beklag-

ten zunächst die Billigkeit rügen und sich bereit erklären, weiterhin nur den alten Preis wei-

ter zu zahlen. Es ist demzufolge ger:ade nicht erkennbär, was die Beklagten - nocft dazu in

einer Situation, in der sie mit einer gerade erfolgten Preiserhöhung nicht einverstanden wa-

ren - hätte veranlassen sollen, der Klägem nac{rträglicfr ein bis dahin nicht bestehendes

Preisänderungsrecht auctr für alle künftigen Anderungsfälle veöindlicfr zuzubilligen (BGH,

Urteil v. 22.02.2012- Vlll ZR Y111, Rn. 28, zit. nach juris).

d) Nach Ansicht des Gerichts widersprecfren die von der Klägerin aufgefuhrten und einge-

reiclrten Uiteib daher in diesem Punkt der Rectrtsprecfrung des Bundesgericlttshoß. Eine

einseitige Preiserhöhungsbefugnis l«ann aus diesem Verhalten der Beklagrten gerade nicht

entnommen werden.

7. Der Klägerin steht auch nictrt im Wege der ergänzenden Auslegung gemäß §§ 133, 157

BGB ein Recht zur Preisanpassung zu. Die zitierten Entsctreidungen des Bundesgerichts-

hofsvom 14.März2012MllZR113/11;VlllZR93/11)sindauf denhierzu.enBcheidenden

Fall nidrt anweMbar, da sie anders gplagerte Fälle betreffen.
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a) ln den durch den Bundesgericfrtshof entschiedenen Fällen (BGH, aaO) waren sich beide

Parteien bereits bei Vertraqsscürluss einig, dass der vereinbarte Anfangspreis nur zu Be-

ginn des Versorgungsverhältnisses gelten und bei späteren Anderungen der Preise auf

.dem Wärmemarkt ein anderer Preis geschuldet sein sollte. Dies wurde aus der im V_ertrag

. .Diese 
Preisänderungsklausel konnte je-

doch der lnhaltskontrolle nacfr § 307 BGB nictrt stiandhalten, so dass im Regelungsplan der

Parteien eine Lücke eingeüeten ist (BGH, Urteilv. 14.03.2012- VlllZR 93111, Rn. 25; Urteil

v. 14.03.2012 -VlllZR 113/11, Rn.20). Durch die Anfrrahme eines Preisänderungsre'cttts in

den Vertrag zeigte sich der Wille beider Parteien, dass der Kunde die Preisänderungen

tragen soll. n

sichdiemitdqtr_@Klause|entstehendeLÜckenicfttdurchdispe
F '€

sitives GeseEesrecht frlllen tässt ,nd di§4;!g§g9pg!gs[[, das den beiderseitigen
L+ - --+-lffi 

,:

lnteressen nicht mehr in vertretbarei Weise Recfrnung hägt, sondem das Vertragsgefüge

völlig einseitig zugunsten des Kunden verschiebt (so schon BGH, Urteil v. 13.01.2010 - Vlll

ZR 81/08, NJW-RR 2010, 1n2, 120E). gg11 dlg behebt

mit der erkennbare Regelungsplan der Parteien durchgeltihrt

werden kann (Rofh in: Staudinger, BGB, Neubearbeitung 2010, § 157, Rn.9).
a=-f,

b) Diese Grundsätze sind hier nicht anruendbar,-da von der

werden konnte, dass von Anfang an ein Preisänderungsrectt im Veifag angeleg[ war. Die

Beklagten tragen vor, dass ein derartiges Preisänderungsrecht weder im Gespräch gewe-

sen nocfr überhaupt- sei es auch unwirksam - in den Verträg einhzogen worden sei. Die

Klägerin konnte als yqrmeintliche Stetlerin nichts Gegenteiliges nachweisen' Es fehlt schon

an dem Merkmal. dass beim Vertragsschluss sicfr die Parteien über ein einseitiges Preis-

be§timmungsrecht einig waren. Die Rechtsprecfrung des Bundesgerichtshofes (Urteil v.

14.03.2012 - Vl[ ZR 93/1 1 ; Urteil v. 14.03.2012 - Vlll ZR 113111) kann aber nur so verstan-

den werden' d endung

-
kommt, w lusses eine Einigung ariscfien den Parteien

hinsichüich eines Preisänderungsrechts se ens ezielt wor-

gst Es konnte nicht naclrgewiesen werden, dass eine derartige Regelung überhaupt

Vertragsbestrndteil geworden ist, die,häEe wPdallen und §omit 9in-e]üg!g ,yeru§achen

können. Es ist daher nicht mehr im Wege der ergämenden Vertragsauslegung zu ermitteln,
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was d:e parteien redlicherweise verdnbart hätten, wenn sie bedacfrt hätten, dass die Wirk-

samkeit der venrendeten Preisänderungsklausel jedenfalls unsicfrer war (BGH, aaO). Für

eine d'erartige lnteressensabwägung fetrft in dem hier an entscheidenden Fall schon derAn-

knüpfungspunl(, d.h. an dem erkennbaren Regelungsplan, der durch die ergänzende Ver-

tragsaustegung zur Durchfiihrung gelangen kann. Aufgrund der fehlenden bar' nicht fest-

stellbaren Regelungslücke im Verüag kommen die GrundsäEe der ergänzenden Vertrags-

auslegung nicht in Betracht.

c) Entgegen der Rechtsprechung anderer unterinstan/ir*rer Gerichte kann dleses Einigsein

bei Vertragsschluss auch nictrt aus einem späteren Verhalten der Beklagten hergeleitet

werden. Denn diese Annahme widersprictrt nach Meinung des. Gerichts wie oben bereits

ausgeführt der Rechtsprecfrung des BundesgerichtshoE und lässt auch keine Rückschlüsse

darauf zu, dass dieses Einigsein auch tatsächlich bei Vertragsschluss bereits vorlag. Wenn

sctron bei widerspruchsloser Zahlung der Jahresabrechnung und dem weiteren Bezug von

Gas nicht angenommen werden kann, daSs dem Versorgungsuntemehmen dem Grunde

nach ein einseitiges Leistungsbestimmungsrecht zugestarden wird, so kann dieses Verhal-

ten auctr nlctrtzur Begründung herangezogen werden, dass beide Parteien schon beim Ver-

tragsschtuss von einem derartigen Recht ausgegangen sind.

d) Angesichts der Bedeutung eines angemesseren lnteressenausgleich für einen sichere

.und preisgünStige Energieversorgung sowie der Versorgungssictreltreit insgesamt (vgl.

auslährtict und m.w.N. BGH, Urteilv. 14.03.2012 -Vlll ZR 1'13111, Rn.26flt.,zit. nachiuris;

Theobaß in: Dannerffheobald, Energierectrt, 75. Eryänzungstieferung 2O12, § 1, Rn. 'l l

ff.), mag das geflrndene Ergebnis als unbillig erscteinen. Dennoch darleine LÜcke gerade

nidrt daraus hergeleitet werden, dass sictr eine verhaglictre Regelung als unbillig erweist.

Mit bloßen Biltigkeitsenrägungen lässt sich nlcfrt die vertaglicfre Risikorerteilung aus den

Angeln heben. Vielmehr fuhlt es dann an der f,ir die ergänzende Verfagsauslegung voraus-

gesetzten Lücke (Rotlr in: Staudinger, BGB, Neuauflage 2010, § 157, Rn.9). Dabeimuss

das lnstrument der ergänzenden Vertragsauslegung den GrundsaE der Privatautonomie

und der Vertragstreue respektieren und darf nicfrtan einerfreien dchterlkfren Rechtssdtöp'

fung durch unzulässige Enreiterung des Vertragsgegenstandes ausufem (BGH, Uileil v.

22,04.1g53 - ll ZR 143t52,Rn 6, zit. nach juris; EllenbergerlPalandt, Tl. Aufl. 2012, § 157,



'Seite 14 -

Rn. g). Dass einelEinigung über ein einseitiges Preisbestimmungsrecht der KIägerin nicht'

ezielt worden ist, beruht auf den recfitsgeschäftlichen Entscheirlungen der Parteien und

kann daher nicht im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung konigiert werden' Das Ri-

siko, dass der Verfag keine derartpe Regelung enthalten hat und der Nactnrveis des Ge'

genteils nictrt gefühß werden konnte, trägrt die Kläi'gerin'

Der Klägerin stehen andere adäquate lnstrumente zur Verfrigung, um sich von einem unter

Aquivalenzstörung leidenden Vertrag ar lilsen. Die Klägerin kännte- etwa mit dem Zieldes

üoergangs in ein Grundversorgungsverhälürb - den Verüag kündigen oder durch neue Ver-

tragsverhandlungen ein ihr günstigeren Verüagsschluss zu envirken versuchen- Ein Dauer-

sctruldverhättnis - wie das hier vorliegende - kann auctt ohne verüagliclr vereinbarte Kündi-

gungsfristen in entsprechender Anwendung der §§ 584, 624,723 BGB ordentlich unter Ein-

haltung einer Frist gekündigrt werden (BGH, Urteilv. 22.02.2012-Vltl ZR34/11, Rn.32, zit.

nach juris).

8. Ein Ansprucfr der Klägerin kann aucfr nictrt auf den hilhureise erfolgten Vortrag, dass die

Beklagten einen Preis in H<ihe von 3,707 cUkWh anerkannt haben; gestützt werden. Den da-

frir als Beweis vorgelegten Scfrreiben der Beklagten (Anlagenkonvolut K 13-18, Bl- 456 ff,

d.A.; B 16, Bl. 519 d.A.) kann eine dahingehende Aussage nicht enrDmmen werden.

a) Es handelt sich hier ebenfalls nicfrt um ein Anerkenntnis, sondem allenfalls um ein Ange-

bot der Beklagten (so auctr LG Hamburg, Urteil v.17.1O.2O11 - 321 O 493/09, Rn- 62, zit-

nacfr juris). Es fehlt hier schon an den VorausseEungen für die Annahme eines deklaratori-

schen Sctruldanerkenntnisses. Die Wertung einer rectrtsgeschäftlichen oder rechtsge-

schäfrsähnlictren Erklärung als Anerkennüris setzt vielmehr in der Regel eine lnteressenlage

voraus, die zur Abgabe eines futerkennhisses Anlass gibt (BGH, Urteil v. 11.11.2008 - Vlll

ZR26510l, Rn. 11, zil nach juris). Iüleine die Zahlung der Redrnungen zumindest in Höhe

von 3,707 cUkWh ist daflir nictrt ausreictrend (BGl'l' aaO).

b) Aus einer Auslegung der Schreiberr der Beklagten nach § 133 BGB ergibl sich vielmehr'

dass die Beklagten der Klägerin ein Angebot unterbreitet haben. ln dem Sctreiben vom 3.
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oktober 2005 heißt es: "... zahlen wir unter Berücksichtigung der gestiegenen Energieprei-

se einen um 10 % ertröhten Neilopreis von 3,707 d/l<wh entsprectrend 4,300 ct/lovh brutto.

Gleichzeitig erhöhen wir die rnonatlictren Vorauszahlungen auf 160.70 €.' Sie erklärten sich

atso bereit einen höheren preis in Höhe von 3,7 ctßWh zu bezahlen. ln allen weiteren

Sclrreiben heißt es dann wörüich, dass die Rectrnurg unter Zugrundelegung des vbn den

Beklagften "vereinbarten' Preises von 3;7 ct/kwh bezahlt würde, Aus dem Worüaut und Te-

los der Ergärung kann darauf geschlossen werden, dass die Beklagten eineneue Einigung

hinsicfrlich des preises mit der Klägerin angestrebt haben. Es ist keineswegs ersichtlictt,

dass sie irgendeinen von der K!ägerin okhoyierten Preis akzeptieren bav. anerkennen woll-

ten. Vielmehr war das Schreiben vom 3. Oktober 2005 nur als Vergleictrsangebot an die

Kl{lerin zu verstehen.

c) Die Klägerin hat dieses Angebot nidrt angenornmen, § 151 BGB. Diese hat nämlich in

den weiteren Abrechnungen lmmer wieder andere (erhoürte) Prelse abgerechnet. Es war

aus Sicht der Beklagten auch ekennbar gewesen, dass das Angebot nidtt angenommen

worden ist. Dies belegen die weiteren Schreiben der Beklagten, in denen sie sich immer

wieder auf den'vereinbarten'bail. "akzeptierten" Prcis von 3,707 d/kwh beziehen-

Die Klägerin kann sictr daher nicht rückwirkend auf diesen Preis beäehen, da sie von ei-

nem einseitigen preisänderungsrecht ausgegangen ist und offensichflicft nie das Angebot

annehrnen wollte. Dies wird auch dadurcfr deuüidt, dass sie mit der Klage primär dieTah-

lung des von ihr bestimmten preises verlangt und siclr nur hilßweise auf den vermeinüicien

anerkannten Preis von 3,707 ctßWh beruft.

9, lm Ergebnis ist die preiserhöhung der Klägerin urnvirksarn. Daher ergeben sich die fol-

genden Berechnungen:

a) Die Rechnung vom 14. November 2008

tn der Zeit vom 20. oktober 2oo7 bis 13. oktober 200E sind unstrittig 36.346 kWh ver-

braucht worden, Bei dem anzuseEenden Preis vur 2,275 ct/kwh enedrnet sich ein Betrag
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von g26,g7 €. Femer ist für den Recfrnungszeitraum ein Grundpreis von 144,82€ anzuset-

zen, so dass sich ein Nettobetrag von 971,69 € ergibt Hierauf sind 19 % USt- = 184,62C

angefallen, so dass sich ein Behag von 1.156,31 € ergibt. Hierauf wurden'unstreitig an Ab-

scfrlägen geleislet 1.503,63 €, so dass sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von

U7,32 € ergibt.

b) Die Rechnung vom 16. November 200ß (

ln der Zeit vom 14. Oktober 2008 bis 30. September 20O9 sind unstittig37.432 kWh ver-

braucht worden. Bei dem anzuseEenden Preis von2,275 ct/kwh enectnetsich ein Betrag

von 851,S8 €. Femer ist fiir den Rechnungszeitsaum ein Grundpreis von 142 € anansetzen'

so dass sich ein Nettobetrag von 993,58 € ergibt Hierauf sind 19 % USt = 188,78 € ange-

fallen, so dass sich ein Betrag von 1.182,36 € ergibt. Hierauf wurden dn Abschlägen gelei-

stet 1.788,90 €, so dass sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von 606,60 € er-

gibt.

c) Die Rechnung vom 01. Oktober 2010 (Nr'

tn der Zeit vom 01. Oktober 2009 bis 31. Juli 2010 sind unstittig 35.251 kWh verbraucttt

worden. Bei dem arzusetzenden Preis von 2,275 ctlkwh enechnet sicfr ein Betrag von

801,96 €. Femer lst ftir den Recfrnungszeifaum ein Grundpreis von 122,63 € anzusetzen,

so dass sich ein Nettobetrag von 924,59 € ergibt. Hierauf sind 19 % USt. = 175,67 € ange'

fallen, sq dass sich ein Betrag von 1.100,26 € ergibt Hierauf wurden an Abschlägen gelei-

stet 1673,98 €, so dass sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von 573,72 € er-

gibt.

d)Die Rechnungvom 15. Januar2011 (N

ln der Zeit vom 01. August 2010 bis 13. Dezember 2010 sind unsfittig 19.869 kWhver-

braucht worden. Bei dem anzuseEenden Preis vgrr2,275 ct/kwh enecfinet sich ein Betrag

vqr 452,02 €. Femer ist frr den Rectrnungszeibaum ein Grundpreis von 61,72 € amuset-

. zen, so dass sich ein Nettob-etrag von 513,74€ ergibt. Hierauf sind 19 % USt = 97;61 € an-



.Seite 17 -

gefallen, so dass sich ein Betrag von 61 1,35 € ergibt. Hieratrf wurden an Abscfilägen gelei-

stet 936,84 €, so dass sicfr ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von 324,99 € ergibt-

e) Die Klägerin kann aus den Jahresverbraucfrsredrnungen vom 2008 bis 2011 nur einen

Betrag von 4.050,28 € von den Beklagten verlangen. Diese Summe haben die Beklagten

unstreitig an die Klägerin bezahlt und somit den Anspuch erfü{lt, § 362 BGB. Die Klage war

deshalb abzuweisen.

Die Widerklage istzulässig und begründet

1. Die Widerklage ist zulässig. Das Amtsgericlrt Kaiserslautem ist als tlrüictr und sachlich

zuständige Gerioht zur Entscheidung über die Widerklage berufen, denn die von der Kläge'

rin und den Beklagten geltend gemactrten Ansprücfre stehen miteinander irn Zusammen'

hang, § 33 ZPO.

2. Die Widerklage ist auch begrundet. Die Beklagten haben einen fuispruch nach § 812

Abs. 1 S, 1 Alt. 1 BGB auf Rückzahlung der Beträge, die über dem vereinbarten Arbeits-

preis von 2,275 ct/kWh hinaus aufgrund der Preiserhöhungen gezahlt wurden, da die von

der Beklagten gegenüber dem Ktäger vorg€norxnenen Gaspreiserhöhungen fiir diesen

Zeitraum unwirksam sind (vgl. oben). Es fefrlt insoreit an einem Recfrtsgrund. Die Beklag-

ten haben daher einen Anspruch auf Rikiaahlung von 2.313,09 € gegen die Klägerin.

Zur Unwirksamkeit der von der Klägerin einseifu vorgenommenen Preiserhöhungen wird

auf die obigen Ausführungen unter Zrlier l. Bezug genorrnen.

g. Die Beklagten stützen ihren Arrsprudr auf dae Überb€zahlungen aus dem Zeihaum vom

2ü)9 bis 2012.

Unter Zugrundelegung eines Preises von2,275 ct kwh und eines Grundpreises in Höhe von

il.
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0,4034 € pro Tag ergibt sich die folgende Rechnung:

a) Die Recfrnung vom 16. November 2009 ( - i: -

Hier ergibt sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von 606,60 € (vgl. Ziffer l, 9'

rit. b),

b) Die Rechnung vom 01. Oktober 2010 (l

Hier ergibt sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von 573,72 € (vgl. Zlffer 1,9,

lit. c).

c) Die Rechnung vom 15. Januar 2011 (Nt

Hier ergibt sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Hihe von 324,99 € (vgl. Ziffer l, 9,

rit. d).

d) Die Recfrnung vom 10. Januar 2012(

ln der Zeit vom 01. Januar 2011 bis 31. Dezember 201 1 sind unstrittig 29.505 kWh ver-

braucfrt worderr- Bei dem anzusetzenden Preis vqr2,275 ct/lüh enecfinet sich ein Betrag

von 671 ,24 €. Ferner ist für den Rectrnungszeihaum ein Grundpreis von 61,72 € anzuset-

zen, so dass sich ein Nettobetrag von 732,96 € ergibt. Hierauf sind 19 % USt = 139,26 €

angefallen, so dass sich ein Betrag vclrt872,22€ ergibt. Hierauf wurden an Abschlägen ge'

leistet 1680,00 €, so dass sich ein Saldo zugunsten der Beklagten in Höhe von 807,78 € er-

gibl.

4. Es ergibt sich daher ein Gesamtrüdeahlungsanspruch der Beklagten gegen die Klägerin

in Htltre von 2.313,09 € gemäß §§ S12 Abs. 1 S- 1 Alt- 1, 818 Abs' 1 und 2 BGB'

5. Der Zinsanspruch ergibt sich ebenfalls aus §§ S12 Abs. 1 S. Alt. 1, 818 Abs. 1 und 2

BGB- Die Verpflichtung zur Herausgabe einer ungereclrtfertigten Bereicherung erstreckt

sictr auf die gezogenen Nutzungen im Sinne Oer §§ SX), 100 BGB. Unter den Begriff der Nut'

zungen vom rechtsgrundlos erlangen Creld fallen nadr allgemeiner An§cftt die tratsächlich

erlangten Zinsen se1 Entstehung des Ansprucfrs (Sprau/Palandt, 71. Aufl. 2012, §.818,

Rn. 11). Zwar haben die Beklagten al den tatsäcfrlicfi erlangten Znsen nichts vorgetragen'
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Dennoch ist hier nach der Rechtsprectrung des Bundesgericfrtshofs pauschal der üblicte

Zins arulu*uren- Dies wird dann angenommen, r,rrcnn Vemendungen (Einsatz als Betriebs-

mittel, Verwendung durch Banken usw.) vorliegen, die einen bqstimmten wirtsctrafilichen

Vorteil nach der Lebenserfahrung vermuten lassen (Wendehorsf in:. Beckscher Onli-

ne-l(ommentar BGB, 25. Edt. 2012, § 818, Rn. 13). Diese Grundsätze finden auch hierAn-

wendung, da davon ausangehen ist, dass die von den Kunden entrictrteten Entgelte von der

Klägerin als Betriebsmittel eingeseEt werden. Maßgeblicfrer Zeitpunkt für die Entstehung

des Anspruchs ist der Zeitpunkt der Vermögensversctriebung, so dass die von den Beklag-

ten im Widerklageantrag angesetzten Fristen unproblematisctr herangezogen rrerden kön-

nen.

6. Die hier streitgegenständlichen Anspruche sind auch nidrt ve{ähil (vgl. BGH, Urteil v'

26.09.2012 - Vll ZR 24Ot11, Rn. 38 fi., zit. nacfr juds; Urteil v. 23.05.2012 -Vlll 7ß210111,

Rn. 8 ff., zit.n ach juris). Die Geltendmadiung der Veriährungseinrede (Bl, 347 d.A.) durch

die Klägerin ist darüber hinaus unerheblicfr, da sie sich auf AnsprÜche aus den Jahren 2006

bis 2008 bezog, die hier gar nicht eingeklagt sind.

ilt.

Die Kostenentscheidung fo§t aus den § 91 ZPO.

M.

Das Urteil ist gemäß § 709 S. 1 und 2ZPO vorläufig rollstreckbar.

Ochs
Richterin



- Soite 20 -

Beschluss

Der Streltwelt wird avt 5.W,2.€ festgoset.

Ocfis
Ricüterin


